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Der Mythos der ökonomischen Effizienz 
Wie McKinsey, Price Waterhouse Coopers und die globale Beraterbranche den Staat privati-
sieren1 

 

Wenn von Globalisierung und Privatisierung gesprochen wird, dann bleiben wesentliche 
Akteure meist ausgeblendet: Die Berater. Ich meine damit nicht die Politik- und Kommuni-
kationsberater wie Hunzinger und die neue Berliner Beraterbranche, in der ehemalige Politi-
ker, Unternehmensvorstände und BILD-Redakteure ein undurchsichtiges Netzwerk bilden. 
Gemeint ist eine weniger spektakulär, aber nachhaltiger arbeitende Branche: Unternehmens-
berater wie McKinsey, Wirtschaftsprüfer wie Price Waterhouse Coopers und Wirtschafts-
kanzleien wie Freshfields Bruckhaus Deringer. Sie bilden eine global agierende Privatarmee 
von etwa einer Million hochbezahlter Profis. 

Sie sitzen mittlerweile in den Bundesministerien, in der Bundesagentur für Arbeit, in der 
Bundeswehr, in den Landesregierungen und Stadtverwaltungen, in Krankenhäusern und Kir-
chen. Doch die Öffentlichkeit scheint das immer noch nicht richtig zu bemerken. Wer sind 
die Berater? Warum werden sie, die jahrzehntelang Privatunternehmen auf Profit trimmten, 
nun auch vom Staat geholt? Sorgen sie für „ökonomische Effizienz“, für neue Arbeitsplätze 
und für die Entschuldung des Staates, wie sie und ihre neuen Auftraggeber versprechen?  

Die marktbeherrschenden Beraterfirmen haben ihren Sitz meist in den USA. Hier erfuhr die 
Branche die Ausprägung, die heute global bestimmend ist. Man kann drei Gruppen unter-
scheiden: Die Unternehmensberater, die Wirtschaftsprüfer, die Wirtschaftsanwälte.  

 

Die Unternehmensberater 

Wie kein anderer Name steht McKinsey für die Unternehmensberater: 1926 gegründet, ent-
wickelte die Beratertruppe, die heute mit 100.000 Mitarbeitern selbst einen globalen Kon-
zern darstellt, die konsequentesten Methoden für einen aggressiven betrieblichen Kapitalis-
mus. Das Mc-Kinsey-Konzept besagt: Mehr Gewinn mit weniger Personal. Der jeweilige 
Unternehmensvorstand will das ohnehin, aber als Empfehlung‚ unabhängiger’, externer Be-
rater lässt es sich leichter durchsetzen.  

McKinsey hat wesentlichen Anteil an der Herausbildung des typischen US-
Unternehmensmodells, das auf der möglichst weitgehenden Externalisierung der Produkti-
onskosten auf die ‚stakeholder’ beruht, also auf die Arbeiter und Angestellten, auf die Um-
welt sowie auf die jeweiligen Standorte, die Kommunen und den Staat. Diese im Unterneh-
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mens-, Umwelt-, Steuer- und Arbeitsrecht abgesicherte Überwälzung von möglichst vielen 
Produktionskosten auf Dritte geht weiter als im bisherigen europäischen Kapitalismus.  

Das trifft insbesondere die einfachen Beschäftigten, obwohl sie ja eigentlich zum Unterneh-
men gehören. „Das amerikanische Unternehmensrecht ignoriert die Arbeitnehmer. Aus sei-
ner Sicht spielen sie in der Struktur des Unternehmens und bei seinen Rechtspflichten keine 
Rolle“, fasst der Jurist Lawrence Mitchell zusammen. Dagegen zielt McKinsey auf die Ent-
faltung und Steigerung der Motivation und der Privilegien des Managements. Deshalb gibt 
es nirgends sonst im entwickelten Kapitalismus solche Unterschiede zwischen den Einkom-
men und vor allem den betrieblichen Zusatzleistungen des Topmanagements einerseits und 
der Masse der Beschäftigten andererseits wie im typischen US-Unternehmen. 

Den Durchbruch erlebte McKinsey in den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts, als Gewerk-
schaften (wieder) stark wurden und der Staat mit dem New Deal soziale Reformen beförder-
te. McKinsey wurde von den Unternehmensvorständen zur Gegenwehr gegen die bis heute 
attackierten Standardfeinde ‚Wohlfahrtsstaat’ und Gewerkschaften eingesetzt. Das blieb 
auch so nach dem 2. Weltkrieg. McKinsey hat langjährige Beraterverhältnisse mit 147 der 
200 größten Unternehmen der Welt. Weitere Unternehmensberatungen wurden nach dem 
Muster McKinsey gegründet. Das Vorbild hält heute immer noch 40 Prozent des Welt-
Unternehmensberatungs-Marktes, danach kommen Booz Allen Hamilton und A.T.Kearney 
(eine Abspaltung von McKinsey). Die jüngeren Beratungsunternehmen, die in den 70er Jah-
ren entstanden, Boston Consulting Group und Bain, haben Marktanteile von 12 bzw. 10 Pro-
zent. 

 

Die Wirtschaftsprüfer 

Die Wirtschaftsprüfer sind die Schriftgelehrten des Neoliberalismus. Sie interpretieren die 
hochkomplizierten Bilanzvorschriften, die sie selbst verfassen und passen sie an die Anfor-
derungen der Unternehmensvorstände an. 

Bilanzmanipulationen waren eine wesentliche Ursache des Börsencrashs und der Weltwirt-
schaftskrise 1928/29. Damit sich das nicht wiederholt, wurde in den USA die Buch- und Bi-
lanzprüfung für alle börsennotierten Unternehmen und Banken zur gesetzlichen Pflicht. Die 
deshalb in den 30er Jahren eingerichtete staatliche Börsenaufsicht Security Exchange Com-
mission (SEC) vergibt seitdem die Lizenz für die Wirtschaftsprüfungsunternehmen, die im 
staatlichen Auftrag die Buch- und Bilanzprüfung durchführen. 

Doch der gesetzliche Auftrag wird seit Jahrzehnten immer mehr unterlaufen. Wirtschaftsprü-
fer schützen das finanzielle Innenleben der ‚geprüften’ Konzerne vor der Öffentlichkeit und 
dem Staat. Zur New Economy der 90er Jahre steuerten die US-Wirtschaftsprüfer die „kreati-
ve Buchführung“ bei. Dazu gehört die Möglichkeit, dass die Unternehmensausgaben für Ak-
tienoptionspläne des Topmanagements und die Schulden ausgelagerter Briefkastenfirmen 
nicht bilanziert werden. Dazu gehört weiter die Möglichkeit, Vermögen und Zahlungsströme 
für mehrere Unternehmen und Eigentümer gleichzeitig zu nutzen. Ein Instrument der kreati-
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ven Buchführung sind die Special Purpose Vehicles (SPV), eine juristische Aufrüstung der 
alten Briefkastenfirmen. 

Seit den 50er Jahren sind die US-Wirtschaftsprüfer auch in Deutschland präsent. Wie ihre 
Kollegen von McKinsey übernahmen sie die großen deutschen Unternehmen als Kunden. 
Price Waterhouse Coopers (PWC), KPMG, Ernst & Young und Deloitte ‚prüfen’ nicht nur 
alle DAX-Unternehmen, sondern auch die großen Staats- und Kommunalunternehmen. 

Je nach Anweisung des Unternehmensvorstands können die Prüfer Bewertungen von Immo-
bilien ins Gegenteil verkehren (z.B. bei Telekom und Berliner Bankgesellschaft), den Fir-
menwert variieren, den Bilanzgewinn nach den „Erwartungen“ des Vorstands ansetzen, die 
Aktienoptionen des Topmanagements nach dem „inneren Wert“ herunterspielen. Zwischen 
bilanziellen und außerbilanziellen Geschäften wird jongliert. Aus einem Eigentümer eines 
Wirtschaftsgutes können Wirtschaftsprüfer auch zwei oder drei Eigentümer machen, wie 
etwa beim Steuerkonstrukt Cross Border Leasing. KPMG zauberte beim Unternehmen 
Flowtex aus einem Bohrgerät mithilfe von zehn verschiedenen Briefkastenfirmen zehn 
Bohrgeräte. 

 

Anwaltskanzleien 

Früher als im Rest der Welt haben sich in den USA Anwälte zu Großkanzleien zusammen-
getan, insbesondere im Bereich des Wirtschaftsrechts. Wie bei den Wirtschaftsprüfern, wur-
den die Anwälte der Unternehmen sehr bald auch deren Lobby. Die Kanzleien mit bis zu 
3.000 Anwälten sind selbst große Unternehmen, law firms. Sie sind mit Niederlassungen 
oder aufgekauften einheimischen Kanzleien in den wichtigsten Standorten aktiv, in Tokio 
und Peking ebenso wie in Moskau, Brüssel, Berlin, Frankfurt und Düsseldorf. Ausgehend 
von der Praxis in den USA vermischen sie ihre anwaltliche Tätigkeit mit Lobby, Public Re-
lations, Steuerberatung und Treuhänderschaften. 

Die Anwälte genießen ähnliche hoheitliche Privilegien wie die Wirtschaftsprüfer: ein „opi-
nion letter“, eine gutachterliche Stellungnahme für ein Unternehmen zu einem komplizierten 
Steuerkonstrukt, die dem Finanzamt vorgelegt wird, gilt als eine rechtswirksame Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung. Die Stellungnahme gilt als Ausweis der Gutgläubigkeit des Unter-
nehmens (corporate good faith), das dann etwa für Bilanzfälschung oder Steuerhinterzie-
hung nicht haftbar gemacht werden kann. Derartige hochdotierten Stellungnahmen wurden 
etwa auch bei solchen Steuerumgehungsmodellen eingesetzt, die sich später als rechtswidrig 
herausstellten. 

Seit Anfang/Mitte der 90er Jahre breiten sich die großen US-Kanzleien in Europa aus. Sie 
gründen Niederlassungen wie etwa Allen & Overy oder sie erweitern sich durch Aufkäufe 
europäischer Kanzleien, aus denen etwa in Deutschland neue Kanzleien wie Freshfields 
Bruckhaus Deringer und Clifford Chance Pünder entstehen. Inzwischen haben sich auch 
deutsche Großkanzleien nach diesem Vorbild entwickelt. So vereinigen etwa Heuking Kühn 
& Partner und Rödl & Partner in ihren Kanzleien ebenfalls Rechtsanwälte, Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer. 
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Fall Enron: wenn renommierte Berater zusammenwirken 

Die von staatlicher Aufsicht weitgehend befreite New Economy der 90er Jahre geht nicht 
zuletzt auf die Lobby der Beraterfirmen in Washington zurück. Sie gehören zu den großen 
Geldspendern der beiden US-Großparteien während der 90er Jahre. Schrittweise wurde die 
bis dahin in kapitalistischen Staaten einzigartige Börsenaufsicht entmachtet. Ebenso wurde 
die Anti-Trust-Gesetzgebung (Glass-Steagall-Act von 1933) weitgehend außer Kraft gesetzt. 
„Privatisierung“ wurde zum Programm. Dies prägt seit einem guten Jahrzehnt auch die 
Weltwirtschaft. 

Im Jahre 2000 stand das Strom- und Gasunternehmen Enron in der Liste der US-
Unternehmen an siebter Stelle. Unternehmensberater war McKinsey, Wirtschaftsprüfer war 
Arthur Andersen, die juristischen Berater kamen von der Wirtschaftskanzlei Vinson & El-
kins.  

McKinsey, seit 1987 ständig für Enron tätig, rühmte sich, bei Enron eine der weitestgehen-
den Innovationen der modernen Unternehmensgeschichte umgesetzt zu haben: Enron ist „ei-
nes der innovativsten Unternehmen der Welt, indem es die traditionellen industriellen Struk-
turen angreift und atomisiert,“ rühmte McKinsey noch im Jahr des Enron-Konkurses 2000.  

Wirtschaftsprüfer bei Enron war das ehemals weltweit größte Unternehmen dieser Art, Ar-
thur Andersen, ebenfalls seit 1986 bei Enron. Andersen agierte auch als Steuerberater. In 
dieser üblichen Doppelrolle richteten die Andersen-Leute tausende von Special Purpose Ve-
hicles (SPV) in Finanzoasen ein und verwalteten sie durch ihre Niederlassungen auf den 
Cayman Islands und den Bermudas. SPV sind Briefkastenfirmen, in denen Enron-Manager 
den Geschäftsführer spielten und dafür zusätzliche Gehälter bezogen. Sie bestellten bei der 
Enron-Zentrale in Houston Gas und Strom, teilweise zur Lieferung 10 Jahre später. Diese 
fiktiven Bestellungen blähten den Auftragsbestand auf, sodass Umsatzsteigerungen verkün-
det und der Börsenwert laufend gesteigert werden konnte. In ähnlicher Weise, von Andersen 
entwickelt, kauften Tochtergesellschaften Leitungskapazitäten und verkauften sie anderen 
Tochtergesellschaften („capacity swaps“). So wurde unter anderem gezielt die kalifornische 
Stromkrise im Winter 2000 herbeigeführt: Das Stromangebot und die Leitungskapazität 
wurden künstlich verknappt, die Strompreise wurden von Enron in die Höhe getrieben.  

Juristischer Berater von Enron war die Kanzlei Vinson & Elkins. Sie ist mit 860 Anwälten 
am Standort Houston, wo sich auch die Zentrale von Enron befindet, die größte in Texas. 
Wie McKinsey und Andersen war Vinson & Elkins seit Gründung von Enron ununterbro-
chen für das Unternehmen tätig. Gegenüber US-Behörden und Enron-Geschäftspartnern be-
scheinigten die Anwälte, dass Briefkastenfirmen von Enron unabhängig waren und es sich 
um reale Käufe und Verkäufe handelte. Darüber hinaus beriet Vinson & Elkins bei Privati-
sierungen und bei der Suche nach Staatsgarantien und -zuschüssen in den Staaten, wo Enron 
neue Gaskraftwerke baute.  

Als das Enron-Kartenhaus im Herbst 2001 zusammenbrach, wurden tausende Beschäftigte 
um Arbeitsplätze und Pensionen gebracht, die einigen hundert Insider des Topmanagements 
dagegen hatten ihre Gewinne sicher. Nach der Ankündigung der Börsenaufsicht, Ermittlun-
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gen bei Enron aufzunehmen, begann Andersen mit der Vernichtung von Akten. Deswegen 
kamen einige Manager vor Gericht. Das Image war dahin, Andersen verlor seine Aufträge, 
löste sich auf, wurde teilweise von den Konkurrenten PWC, KPMG, Ernst & Young und 
Deloitte aufgekauft. McKinsey und die Anwälte von Vinson & Elkins kamen ungeschoren 
davon. 

Die Macht dieser Berater kommt zum einen von ihrer Größe: Deloitte Touche Tohmatsu hat 
weltweit 120.000 Beschäftigte, Ernst & Young 103.000, KPMG 99.000, Price Waterhouse 
Coopers 122.000, McKinsey 100.000, Accenture 75.000 usw. Sie haben intimste Kenntnisse 
der größten Unternehmen. Zum anderen treten sie als unabhängige Experten auf, hinter de-
nen sich die Auftraggeber verstecken können. Schließlich können die Berater sich in einem 
fast rechtsfreien Raum bewegen, den sie aufgrund ihrer Privilegien und ihrer politischen 
Lobby selbst mitgestalten. Daran haben hastig verabschiedete Gesetze (z.B. Sarbanes-Oxley 
Act in den USA nach dem Enron-Konkurs) nichts geändert. 

Nachdem die Berater mit ihren rechtlichen Freiräumen seit Jahrzehnten die neoliberale Pri-
vatarmee der Konzerne waren, erschließen sie das neue Operationsgebiet Staat. McKinsey, 
Price Waterhouse Coopers (PWC), Allen & Overy usw. finden in den USA hier mittlerweile 
ein Drittel ihrer Aufträge. So arbeitet etwa das Beratungsunternehmen Bearing Point daran, 
„staatliche Schlüsselgebiete“ nach den „Kriterien der Privatwirtschaft umzugestalten“. Dazu 
gehören nationale Sicherheit, Strafvollzug, Steuereinziehung, Einwanderung u.ä.  

 

Der große Berater-Einstieg in Deutschland: Die Treuhand 

Der Einstieg in Deutschland gelang den Beratern über die Treuhandhandanstalt. Die Bundes-
regierung unter Helmut Kohl berief in den vierköpfigen Leitungsausschuss – nach Rück-
sprache beim deutschen McKinsey-Imitator Roland Berger - je einen Vertreter von McKin-
sey, von KPMG und von Treuarbeit, einer deutschen Wirtschaftsprüfergesellschaft. Später 
kam als fünfter Mann noch ein Berger-Vertreter hinzu, die Treuarbeit wurde von der US-
Konkurrenz PWC aufgekauft. 

Die Berater blieben den Unternehmen verpflichtet, die sie schon bisher beraten hatten. Sie 
wollten ehemalige DDR-Betriebe nicht erhalten, sondern an ihre bisherigen Auftraggeber 
verteilen, den Markt erobern und Konkurrenten ausschließen helfen. Berger formulierte das 
so: „Es war ein Fehler, die kleinen Läden jede für sich zu privatisieren. Die hätte man gleich 
an Tengelmann & Co. verkaufen müssen“. Der Beratungsaufwand in der Treuhand für 
„Tengelmann & Co.“ war gewaltig: Allein im Jahre 1992 kassierten die Beratungsfirmen 
zusammen 450 Millionen Mark. 

Da konnte im Treuhandgesetz gerne stehen, dass „die Wettbewerbsfähigkeit möglichst vieler 
Unternehmen herzustellen und somit Arbeitsplätze zu sichern“ sind: Die erste Empfehlung 
der Berater lautete, wie viele Beschäftigte zu entlassen seien. Die zweite Empfehlung zielte 
darauf, wie die Aufkäufer an möglichst hohe Staatszuschüsse kommen. Die dritte Empfeh-
lung zielte auf einen möglichst niedrigen Kaufpreis: die symbolische eine Mark. Die Ver-
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pflichtungen, eine bestimmte Zahl von Arbeitsplätzen zu erhalten, wurden in der Regel nicht 
kontrolliert, und, wenn nicht eingehalten, nicht sanktioniert. 

Die Bundesregierung gewährte den Beratern eine Arbeitsbedingung, unter der sie besonders 
gern arbeiten: Haftungsfreistellung. Gleichzeitig wurde die 1991 eingerichtete „Stabsstelle 
für besondere Aufgaben“, die insbesondere die Korruption verfolgen sollte, umgehend still-
gestellt. 

 

Berater-Boom unter Bundeskanzler Schröder 

Das Jahr 2001 markiert den großflächigen Einstieg der Berater auf der Bundesebene und in 
Westdeutschland. Im Juni stellte Verteidigungsminister Scharping das Projekt „Bundeswehr-
reform“ vor, das vor allem aus der Privatisierung der Beschaffung und der Kasernen- und 
Grundstücksverwaltung bestehen sollte. Im August legte das Verkehrsministerium unter Mi-
nister Bodewig das Konzept „Private Public Partnership“ vor, verfasst von PWC und der 
Kanzlei Freshfields. Es ist als Handbuch nicht nur für den Bund gedacht, sondern auch für 
Bundesländer und Kommunen, die ihre Immobilien und Dienstleistungen an Privatunter-
nehmen vergeben sollen. 

Ob Bundeswehr, Hartz-Kommission, Autobahn-Maut, überall wurden Berater engagiert. Es 
bleibt aber nicht bei der Beratung von Fall zu Fall. Vielmehr ergibt sich eine Dauerabhän-
gigkeit. Als DaimlerChrysler und Telekom ihre vertraglichen Leistungen bei Toll Collect 
nicht erbrachten, ging es um die Schadensersatzzahlungen an den Bund. Das Verkehrsminis-
terium konnte jedoch den von den Beratern Freshfields verfassten 18.000-Seiten-Vertrag 
nicht selbst interpretieren und vergab deshalb einen weiteren Beratervertrag, um Modalitäten 
und Höhe der Schadensersatzforderung ermitteln zu lassen. 

Für die wirtschaftspolitische Ausrichtung ebenso wie für die Täuschung des Publikums ist 
die Beauftragung des Beratungsunternehmens Accenture aufschlussreich. Im Frühjahr 2004 
wurde der Amtschef der neugegründeten Bundesagentur für Arbeit, Florian Gerster, entlas-
sen. Er hatte Beraterverträge ohne ordentliche Ausschreibung gedeckt. Doch der größte Be-
rater mit den größten Aufträgen blieb ungeschoren: Accenture. Anfang 2003 erhielt Accen-
ture den Auftrag, in der Bundesagentur den ‚Virtuellen Arbeitsmarkt’ (VAM) einzurichten, 
eine Internet-Jobbörse mit offenen Arbeitsstellen und direkten Bewerbungsmöglichkeiten. 
Der Auftrag wuchs unter der Hand von ursprünglich 35 auf 165 Millionen Euro.  

Bei der öffentlichen Kritik trat Accenture völlig in den Hintergrund. Accenture hat sich mit 
„E-Government“ (elektronisches Verwalten) unbemerkt von der Öffentlichkeit in allen Ebe-
nen des Staates festgekrallt. Durch Customer Relationship Management (CRM), so wird 
versprochen, können Behörden „ein ganzheitliches Bild ihrer Kunden erstellen“, CRM beru-
he „auf umfassenden Informationen über Besonderheiten, Bedürfnisse und Präferenzen von 
Kunden“. Welche hilflose und zum Sparen verdonnerte Behörde greift dieses Versprechen 
leichter Bürgerbeherrschung nicht gern auf? So organisiert Accenture die Durchdringung 
und Steuerung des Bürgerverhaltens nicht nur in Eichels Finanzministerium, in der Deut-
schen Post, in der Zollverwaltung des Bundes, sondern auch in den Länderfinanzministerien 
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von Sachsen-Anhalt und Baden-Württemberg ebenso wie in der Stadtverwaltung von Köln 
und Erlangen. 

Das von Accenture verfolgte Ideal ist der Bürger, der nie persönlich im Arbeits- und Finanz-
amt, in der Ausländer- und Umweltbehörde vorspricht, sondern brav zuhause bleibt, nur zei-
chenhaft und lautlos mit der digitalisierten Obrigkeit verkehrt und geduldig auf eine Antwort 
wartet. Die Voraussetzung zur Existenz als Bürger ist hier der Internetanschluss, der Akti-
onsraum des isolierten Individuums ist das technisch hochgerüstete, stille Kämmerlein.  

 

Die Berater-„Kultur“ 

Berater machen sich nicht die Hände schmutzig an der Ausführung ihrer Empfehlungen. Sie 
entlassen niemanden persönlich, sie sehen keinem Opfer in die Augen. Sie treiben nicht die 
Gebühren und Mieten und Zinsen ein, die infolge von Privatisierungen steigen. Sie leben in 
einer abgeschotteten Welt, verbringen viele Stunden in Flugzeugen und Luxushotels. 

Berater sind nicht unabhängig. Sie sind abhängig vom Auftraggeber und vom nächsten und 
übernächsten Auftrag. Sie auch nicht politisch neutral. Die Wirtschaftsprüfer Ernst & Young 
stellen mit Thomas Borstell ein Mitglied des Vorstands im CDU-Wirtschaftsrat. Ernst & 
Young testiert die Rechenschaftsberichte der CDU und wird immer dann als ‚unabhängiger 
Wirtschaftsprüfer’ zur erneuten Prüfung herangezogen, wenn die testierten Rechenschaftsbe-
richte sich als falsch erweisen. Dies war etwa der Fall bei den ‚schwarzen Kassen’ des ehe-
maligen Bundeskanzlers und CDU-Vorsitzenden Kohl: Hier deckte Ernst&Young die Rück-
datierung von Belegen, mit deren Überprüfung Ernst&Young dann erneut beauftragt wurde. 

Auch in einer weiteren Hinsicht sind die Berater nicht neutral. McKinsey beriet Angela 
Merkels CDU für ihr Programm „Neue Soziale Marktwirtschaft“. Roland Berger engagiert 
sich als ‚Botschafter’ der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM). Sie wurde vom 
Arbeitgeberverband Gesamtmetall gegründet und für die ersten fünf Jahre mit 50 Millionen 
Euro ausgestattet. Die Agenda 2010 ist für INSM erst ein Anfang, der Niedriglohnsektor soll 
weiter ausgebaut werden. 

Beratungsfirmen nehmen gern ausgeschiedene Politiker auf, weil sie informelle Beziehun-
gen schätzen: Forschungsminister Hauff ging zu KPMG, ebenso Verkehrsminister Bodewig, 
nachdem er den Toll Collect-Vertrag unterschrieben hatte. Der SPD-Wahlkampfleiter 
Machnig ging zu Booz Allen Hamilton, Hannovers Oberstadtdirektor Siedler zu Berger, der 
ehemalige Außenminister Genscher zu WMP Eurocom usw. 

Berater übernehmen gern Topfunktionen in den von ihnen beratenen Unternehmen. Das wird 
auch als Unternehmens-Berater-Filz oder Drehtür-System bezeichnet: So kommen die Vor-
standsvorsitzenden der Post AG-Chef, Klaus Zumwinkel, der Postbank AG, Wulf von 
Schimmelbusch, und der Energie Baden-Württemberg (EnBW), Utz Claassen, von McKin-
sey. Sie lassen sich zusätzlich natürlich von McKinsey beraten. So beauftragte Claassen 
McKinsey, um das ‚Top Fit’-Programm zu entwerfen: Die Beschäftigten sollen auf Gehalt 
verzichten, möglichst viele sollen schon ab 52 Jahren vorzeitig in Rente gehen können – auf 
Staatskosten. Claassen will das ehemalige Staatsunternehmen EnBW an die Börse bringen 
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und muss gleichzeitig an den neuen Hauptanteilseigner, Electricité de France (EdF), Gewin-
ne abführen. Die Kumpanei zwischen Big Capital und Big Labour steht bei den Beratern 
besonders hoch im Kurs, wenn es damit gelingt, den Sozialkassen Kosten aufzubürden. 

Die Propheten der freien Marktwirtschaft sind selbst die Verkörperung von Intransparenz 
und Vetternwirtschaft. Sie veröffentlichen keine Geschäftsberichte. Sie verheimlichen ihre 
Gewinne. Sie hassen öffentliche Ausschreibungen. Sie sind nicht nur intransparent, sondern 
sie organisieren auch für die Beratenen die Intransparenz. Sie erschließen ihnen die okkulte 
Parallelfinanz der globalen Finanzoasen und der unübersehbaren Geflechte von Briefkasten-
firmen. Berater übernehmen keine Verantwortung. Ihre vertraglich vereinbarte Haftungsfrei-
stellung lässt nur minimalen Schadenersatz zu, und auch dies nur bei „Vorsätzlichkeit“. 

Mit den Beratern zieht eine Kultur der Geheimhaltung ein, die die bisherige Geheimniskrä-
merei der Behörden weit übertrifft. Sie machen die Geheimhaltung der mit ihnen geschlos-
senen Aufträge ebenso zur Bedingung wie die Geheimhaltung der von ihnen verfassten Pri-
vatisierungsverträge. Stadträte und Bundestagsabgeordnete dürfen die Verträge nicht sehen, 
die sie beschließen sollen (z.B. Cross Border Leasing, Toll Collect). 

Die Berater behaupten, der Staat müsse „schlank“ werden, müsse abgebaut werden. In Wirk-
lichkeit sind sie nicht gegen den Staat, sondern nur gegen den Wohlfahrtsstaat. Sie sind für 
den starken Staat, der die Rechte der Eigentümer als oberste Maxime hat, die Beschäftigten 
bei geringem Rechte- und Lebensniveau ruhig halten und Kriege führen kann. Die hier cha-
rakterisierten Berater spielen eine wesentliche Rolle dafür, dass die bisherigen „Volkspartei-
en“ wie CDU und SPD in Deutschland sich von ihren Konzepten des sozialen Ausgleichs 
(auch wenn sie nie ganz ehrlich gemeint waren) verabschieden, die Politik insgesamt in Ver-
ruf bringen und die Demokratie aushöhlen. 

 

Der Mythos der ökonomischen Effizienz 

Keine ‚Fehlberatung’ kann den Ruf der Berater ankratzen. Berger hatte im Auftrag des da-
maligen niedersächsischen Ministerpräsidenten Schröder das Gefälligkeitsgutachten für die 
Expo 2000 erstellt und 40 Millionen Besucher vorausgesagt, die notwendig gewesen wären, 
um das Privatunternehmen Expo wirtschaftlich zu machen. Es kamen nur 20 Millionen, und 
das Land Niedersachsen und die Bundesrepublik zahlen bis 2012 die Milliardenschulden ab 
– eigentlich hatten sie gerade durch die Privatisierung der Expo entlastet werden sollen. 

Was aus gesamtwirtschaftlicher Sicht als Fehlkalkulation, Verschwendung von Steuergel-
dern und Täuschung der Steuerzahler zu bezeichnen ist, gilt dies aus Sicht der Berater und 
der Beratenen als Erfolg. Schröder überhäufte sowohl als Ministerpräsident von Niedersach-
sen wie auch dann als Bundeskanzler Berger mit weiteren Aufträgen. Entscheidend sind die 
Interessen der Auftraggeber und der Mitgewinnler: Da sind einmal die Millionengehälter des 
Topmanagements, in diesem Falle der ehemaligen Treuhand- und dann Expo-Chefin Birgit 
Breuel und ihrer Entourage; ihre Gehälter sind um ein Mehrfaches höher als für Staatsange-
stellte, die das Projekt mindestens genauso gut bzw. schlecht hätten durchführen können. 
Auf der anderen Seite wurde ein Heer von Niedriglöhnern engagiert, die auf der Expo arbei-
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teten. Schröder hatte seinen Imagegewinn. Da sind nicht zuletzt die Honorare für die Bera-
ter, die sich im Beratervertrag wie immer dagegen absichern, dass sie bei Falschberatung 
nicht zur Rechenschaft gezogen werden können. Ähnliches lässt sich für die meisten Privati-
sierungsprojekte in Ost- und Westdeutschland feststellen. So vertiefen die Berater die Ver-
schuldung des Staates, deren Rückführung sie fordern und die sie als Begründung für ihre 
Tätigkeit anführen. Die behauptete ökonomische Effizienz gilt nur für die Berater selbst und 
die Privatunternehmen, die die Privatisierungen durchführen, wie DaimlerChrysler und Te-
lekom bei Toll Collect. 


